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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates (EWG) zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1975/69 des Rates vom 6. Oktober 1969 
zur Einführung einer Prämienregelung für die Schlachtung 
von Kühen und die Nirhtvermarktung von Milch und 
Milcherzeugnissen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 22. Juni 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidiudcerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 des Rates 
vom 6. Oktober 1969 zur Einführung einer Prämienregelung für 
die Schlachtung von Kühen und die Nichtvermarktung von Milch 

und Milcherzeugnissen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2463/69 ‘), 
insbesondere auf Artikel 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 des 
Rates vom 6. Oktober 1969 zur Einführung einer 
Prämienregelung für die Schlachtung von Kühen 
und die Nichtvermarktung von Milch und Milch- 
erzeugnissen '^), sieht die Möglichkeit vor, daß unter 
bestimmten Bedingungen eine Prämie für die Nicht- 
vermarktung von Milch und Milcherzeugnissen ge- 
währt wird. Auf Grund der bisherigen Erfahrungen 
empfiehlt es sich, einige Bedingungen für die Ge- 
währung dieser Prämie insbesondere für den Fall, 
daß der Betrieb nicht während der ganzen Zeit, auf 
die sich die Zahlung der Prämie erstreckt, vom 
Antragsteller der Prämie geführt wird und der An- 
tragsteller aus Gründen, die von seinem Willen 
unabhängig sind, seine Verpflichtungen nicht ein- 
halten kann, zu präzisieren und zu ändern. 

Billigerweise sollte es den Empfängern der bereits 
gewährten Prämien ermöglicht werden, auf Antrag 
die Bestimmungen dieser Verordnung in Anspruch 
zu nehmen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

1. Landwirten, die mehr als 10 Milchkühe halten, 
kann auf Antrag eine Prämie für die Nichtver- 
marktung von Milch und Milcherzeugnissen, die 
aus den von ihnen zum Zeitpunkt der Antrag- 


stellung geführten Betrieben stammen, gemäß 
den nachstehenden Vorschriften gewährt werden. 

2. Bezüglich der Prämie kann jeder Betriebsnach- 
folger in die Rechte des in Absatz 1 genannten 
Landwirts eintreten." 

Artikel 2 

Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 6 

Die Gewährung der Prämie ist namentlich davon 
abhängig, daß der Empfänger sich schriftlich ver- 
pflichtet, 

a) vollständig und endgültig auf die Abgabe von 
Milch und Milcherzeugnissen, die aus den von 
ihnen zum Zeitpunkt der Beantragung der Prämie 
geführten Betrieben stammen, zu verzichten; 

b) während eines Zeitraums von mindestens 5 Jah- 
ren vom Tage der Beantragung der Prämie an 
gerechnet auf dem im vorhergehenden Absatz 
bezeichneten Betrieb eine Stückzahl von Ein- 
heiten an ausgewachsenen Rindern zu halten, die 
mindestens der Anzahl der am Tag der Antrag- 
stellung gehaltenen Milchkühe entspricht.'' 

Artikel 3 

Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 8 

1. Die Prämie wird in fünf Raten gezahlt. 

2. Ein Betrag von 100 Rechnungseinheiten je Milch- 
kuh wird in den drei Monaten nach der in 
Artikel 6 genannten schriftlichen Verpflichtung 
gezahlt. 

3. Der Restbetrag wird in vier gleichen Raten 
gezahlt, wenn der Empfänger der zuständigen 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 312 
vom 12. Dezember 1968, S. 3 
3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 252 
vom 8. Oktober 1969, S. 1 


2 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1042 


Stelle glaubhaft gemacht hat, daß er die Bedin- 
gungen des Artikels 6 bisher eingehalten hat." 

Artikel 4 

Artikel 9 Buchstabe e der Verordnung (EWG) 
Nr. 1975/69 erhält folgende Fassung: 

„e) die Vorschriften betreffend den Prämien- 
anspruch im Falle höherer Gewalt 
sowie 

f) die übrigen Vorschriften für die Durchführung 
der vorstehenden Artikel." 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1970 in Kraft. 

Auf Antrag des Betreffenden werden die Bestim- 
mungen dieser Verordnung ganz oder teilweise auf 
die vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ver- 
ordnung gewährten Prämien angewandt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


Die Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 
des Rates vom 6. Oktober 1969 zur Einführung einer ' 
Prämienregelung für die Schlachtung von Kühen , 
und die Nichtvermarktung von Milch und Milch* ; 
erzeugnissen hat in den Mitgliedstaaten verschie- ! 
dentlich zu Schwierigkeiten bei der Gewährung der ^ 
Prämien geführt. i 

Tritt während des Zeitraums von 5 Jahren, in dem 
sich der Empfänger der Prämie verpflichtet hat, 
keine Milch oder Milcherzeugnisse zu liefern, ein 
Eigentumswechsel ein, so hat der Empfänger der 
Prämie gemäß Artikel 11 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1975/69 dem Mitgliedstaat die verschiedenen vor I 
der Eigentumsübertragung erhaltenen Raten zurück- | 
zuzahlen. 

I 

Diese Vorschrift ist insofern viel zu streng, als 
dadurch ein Landwirt, der bei Unterzeichnung des 
Vertrages gutgläubig gehandelt und seinen Betrieb 
aus Gründen höherer Gewalt vor dem Ablauf des 
5, Jahres veräußert hat, über Gebühr geschädigt 
wird. 

Der vorliegende Verordnungsvorschlag sieht daher 
vor, daß bei Veräußerung des Betriebs der Nach- 
folger in die Rechte des Erstempfängers der Prämie 
eintreten kann. In Artikel 2 des Vorschlags wird 


unter Beibehaltung des persönlichen Charakters der 
Prämiengewährung eine negative Regelung für den 
Fall vorgesehen, daß der Empfänger der Prämie bei 
Unterzeichnung des Vertrages einen milchwirtschaft- 
lichen Betrieb aufgibt, um in der fünfjährigen Sperr- 
frist einen anderen, bereits auf die Fleischerzeugung 
ausgerichteten Betrieb zu übernehmen. 

In Artikel 4 des Vorschlags schließlich wird es der 
Kommission belassen, nach dem Verfahren des Ver- 
waltungsausschusses die Durchführungsvorschriften 
bezüglich des Prämienanspruchs im Falle höherer 
Gewalt zu erlassen. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß mit dem vor- 
liegenden Verordnungsvorschlag für die Regelung 
bestimmter Einzelfälle gemeinschaftliche Lösungen 
festgelegt werden sollen, die an die Stelle der Be- 
stimmungen treten, die die Mitgliedstaaten ohne 
vorherige Abstimmung zu treffen gezwungen wären 

In dem Bericht über die Anwendung der Prämien- 
regelung für die Nichtvermarktung von Milch und 
Milcherzeugnissen, der unverzüglich dem Rat über- 
mittelt wird, sind die in dem vorliegenden Verord- 
nungsentwurf vorgeschlagenen Maßnahmen er- 
wähnt. 
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